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ORGAN DES REICHSBANNERS SCHWARZ-ROT-GOLD 

BUND AKTIVER DEMOKRATEN E.V. UND DES FREIHEITSBUNDES E.V. BERLIN 

Resolutionen und Beschlüsse 

II Friedensgefährdend: NPD 

,,Was die NPD anbietet, ist antidemo­
kratisch, arbeitnehmerifeindlich und frie­
densgefohrdend", heißt es in einer Reso­
lution, die zum Abschluß einer Ar.beitsta­
gung der Evangelischen Aktionsgemein­
schaft für Arbeitnehmerfragen in der baye­
rischen -Landeskirche zum Tihema „Onibe­
hagen an der NRD" in Tuti:ing ohne Ge­
genstimme verabschiedet wiurde. 

„Die N,PD betreibt unter Berufung auf 
das Grundgesetz die Umwandlung der 
parlamentarischen Demokratie in einen 
autoritären Staat", wird in der Erklärung 
zur Begründung angeführt. 

■ Lehrerverband gegen NPD-Mitglieder 

NPD ... Mitglieder will der Gesamtverband 
niedersächsischer ,Lehrer (GNL) in seinen 
Reihen nicht dulden. Die Vertretervers­
ammlung •des GNL bi'lligte in Göttingen 
einen Antrag, in dem die Mitgliedschaft 
in der N.PD 1und die Betätigung für diese 

• Partei als unvereinbar mit einer Mitglied­
schaft in dem Lehrerveriband bezeichnet 
wird. In dem ,Antrag wird eine Mitglied­
schaft bei den Nationaldemokraten als 
verbandsschädigendes Ver.halten gewertet. 

■ Aus der DAG ausgeschlossen 

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
lehnt eine 1Doppelmitgliedschaft in der 
DAG und in der NPD entschieden ab. Der 
Fraktionsvorsitzende der National,demo­
kratischen ,Partei ,(NPD) im schleswig1hor 
steinischen 1Landtag und N1PtD-Bundes-vor­
standsmitglied Karl-iErnst ,lober ,(Schleswig) 
ist endgültig aus der Deutschen Angestell­
ten-iGewenkscha1ft ,(üAG) ausgeschlossen 
worden. Einen entsprechenden Beschluß 
hat der Gewerikschaffsrat, das ,höchste eh­
renarntliche Gremium der 1DAG, gefaßt. 
Ziur Begründung des A,usschlusses führte 
der DAG-Gewerkschaft,srat an, die Ge­
werkschaft se1i durch ihre Satz,ung verpflich­
tet, staats- und ver:fassungsgefä.hrdende 
Einflüsse 23U beikämpfen. Dies,e Ei-nflüsse 
sei,en von der NPD zu erwarten. 

■ Und eine Nachbemerk!ung ... 

Wann folgen endlich die Vertriebenen­
Verbände mit einem entsprechenden Be­
schluß? 

Bundespräsident Dr. Gustav Heinemann 
bei seiner Amtseinführung in Bonn: 

Ich v,e,rstehe den Unwillen über aUe lrägheiit ,in der menschlichen Gesellschaft. Zeit-
leibens bin ich selber e1in un,ruhiiger Menisch gewesen. Ich bin eis immer noch. Insoweit 

ve,rs~ehe ich sogo•r d1ie radikalen Gruppen de,r unriuihJgen Jugend. Aber gerade sie 
kann ,ich ,a,u,s me1ine·r e,igenen Ung,erduild niur zur Verstärk 1ung derer rufen, die den langen 
Morsch de,rReforme,n bereits vor 1i1hnen angetreten haben und fortzu•setzen entschlossen 
sind ... 

Nicht weniger, sondern mehr Demokratiie - das i•st die Forderung der Ze1it. Das ist 
das große Ziel, dem wi,r uns alle und zumal d•ie Jugend zu verschre,iben haben,. 

Es g,ibt schwieni,ge Vate,rlä~der. E_ines davon ist De,ut:schland. Abe'. eiS is~. un~er ya­
terland. Hier leben un,d ,arbe11ten wir. Darum wollen wir uinseren iße11trag fur d1,e eine 
Menschheit mit d1iesem und durch dieses La,nd lei1sten. 

Wir müssen es schaffen! 
ak. Unsere 1. Bundeskonferenz in Frank­

furt ha,tte einen glanzvollen Rahmen und 
ein gutes Ergebnis. Alle Kameraden die 
an dieser Konferenz als Delegierte oder 
Gäste teilgenommen haben, sind damals 
in ihre Ortsv:ereine zurückge,ke1hrt mit dem 
Willen, die Impulse die von dieser Konfe­
renz 01usg•e,ga1ngen woren, für die prnHi­
sche Arbeit im lande nutzibar zu machen. 

Heute trennen uns nur noch wenige Mo­
nate von der II. Bundeskonferenz, die am 
18. •und 19. Oktober 1969 - nach den rBun­
dest,agswahlen am 28. September - in 
.ßonn..,Beuel stattfindet. Es ist jetzt und hier 
nicht der Ort und die Zeit, Rückblick auf 
unser bisheriges Tun zu ha1lten und au-sfü.hr­
lich ,Rechenschaft abz1ule,gen. Aber vorweg 
dürfen wir runs rUlhig gestehen, daß es uns 
nicht leicht gemacht worden ist, bei unse­
rem Bemühen, die Organisation neu auf­
zubauen und die Winksamkeit unseres Hun­
des zu verstärken. Es ist wa,hrlich ein be­
schwerlicher Weg den wir gehen müssen, 
um unseren politischen Zielen die wir uns 
im ,Reichsbanner als ein Bund aktiver De­
mokraten gestellt 1haben, näiher zu kommen. 

Auf jeden Fall werden auf unserer B,un­
deskonferenz im Oktober wichtige Ent­
scheidungen getroffen werden müssen, die 
unsere künfti.ge Arbeit betreffen. Vor al-len 
Dingen wird sich diese BundeS1konferenz, 
die in einem einfachen Rahmen, als Ar­
be1its,konforenz diu1rchg,eführt wi,rd, nicht 
der Beantwortung einer Frage entziehen 
können, die in der 1. Bundeskonferenz 
verständlicherweise noch nicht bündig be­
antwortet werden konnte. Gemeint ist eine 
Entscheidung darüber, ob das Gesicht s,o­
wie die organisator,ische rund politische 
Wirksamkeit unseres B,undes noch immer 
e~tscheidend von unserer T~adition ge­
prägt sein soll, oder ob wir ,Ernst damit 
machen, die Zielsetzungen und Aufgaben 
unseres Bundes, die so modern und klar 

in der neuen Satzung unseres Bundes,- diie 
wir in Frankfurt verabschiedet haben- fest­
gelegt sind, nicht auf dem Papier stehen 
zu lassen, sondern sie entschiedener als 
bisher in Angriff zu nehmen. W,er meint, 
es bei der Traditionspflege belassen zu 
können und allenfalls noch, sicherlich 
manchmal n0twendige Ve1rsammlrungs­
schutzaktivitäten zu entwickeln, wird in 
nicht ferner Zeit Stiiillstand und Rückgang 
in seinem Organisationsbereich feststellen 
können. Wir vertmuen auf die Einsicht 
aller Delegierten, daß sie im Interesse ei­
ner Fortentwicklung ,unseres Bundes eine 
Synthese finden, die unsere Traditionalisten 
und jene Kameraden die einen neuen und 
modernen, den heutigen Verhältnissen an­
gepaßten Weg für die Ar.beit unseres Bun­
des als notwendig erachten, einen wird. 
Zu dieser Synbhese gehört auch eine Na­
mensiverändenung (nicht Namen,sänderung) 
unseres Bundes, die bei gewissenhafter 
Abwägung des Für und Wider nicht zu 
umgehen ist. 

In diesen Tagen und Wochen werden 
viele unserer Kameraden einen geruhsamen 
Urlaub verleben ,und neue Kräfte für ihre 
be,ruflich·e Tätigkeit, wohl aber auch für un­
se.re Re1ichsbanne1rairbeii,t sammeln. Zu den 
polif\ischen Entscheidungen dfi,e im Septem­
be,r bei der Bundestagswahl fallen, haben 
wir das Nötige •in der letzt.en Nummer un­
seres Blane,s gesagt. 

„Wir müssen es schaHen !" Das sollte die 
Parole unserer Kameraden in den nächsten 
Wochen und Monaten bis zur Bundeskon­
ferenz sein und sie anspornen, nach der 
Rückkehr aus dem Urla1uh und neben ih­
rem selbstverständlichen Wirken in den 
demokratischen iParteien beim Bundestags­
wahl-kampf, für die Festigung unserer Or­
ganisation, für die Werbung neuer Mit­
glieder und schl1i,eßl,ich für eiin gute1S Gel'in­
gen unserer II. Bunde,skonforenz zu sorgen 



Aufruf zum 20. Juli Gegen die Aufrührer! 

In einem in Frankfurt veröffentlicht en 
Aufruf der Aktionsgemeinschaft 20. Juli 
1944, der von 101 Persönlichkeiten des öf­
fentlichen Lebens unterzeichnet ist heißt es: 

Trotz aller wissenschaftlichen und publ i­
zistischen Würdigung, trotz aller offizie l­
len Ehrungen des deutschen Widerstandes 
sei d,i,e Gefohr nicht zu verkennen, daß 
das Bewußtsein für das histori1sche Phä­
nomen der Widerstandsbewegung und 
ihre fortwirkende geistige und pol1itische 
Bedeutung in uns,erem Volk 1schwinde. 

Ge1w.iß werde de,r 25. Ja1hrestag de,s 20. 
Juli zahlreiche Ma,nifestatiionen des Geden­
kens auslösen, ,es sei aber zu befürchten, 
daß von diesen Bemühungen alle1in keine 
nachhaltige Wirkung ausgehe und daß 
die Existenz eines ,innerdeutschen W tider­
standes gegen den Narliionalsozialismus 
immer stärker aus dem allgem~inen Be­
wußtsein verdrängt werde. Die Aktions­
gemeinschaft sieht es als ,ihre Aufgabe 
an, das Gedankeng,ut des Widerstandes 
über den Wechsel der Generatiionen hin­
aus lebendig zu erhalten, e,in Vermächt­
nis, das in der Besinnung auf elemen­
tare Menschlichkeiit, dem Beisp,iel ent­
schiedener Oberze1u1gungst>reue und der 
Vertiefung rechtsstaatlichen Denkens be­
steht. 

Der Sprecher der Aktionsge.me1inschaft, 
von Schwerin, äußerte Be·unru1higung über 
die politische fotwiicklung 1in der Bundes­
republik, über ,die zunehmende politische 
Abwertung des 1innerdeutischen Widerstan­
des gegen die nationalsoziialiistiische Herr­
schaft und über ,den „Ziunehmenden Man­
gel an Rechts.bewußtsein der deutschen 
Ju,sfü. ,Eine Radikalisierung de·s poliflischen 
Lebens sei ,unverkennbar. Das Schlagwort 
von der „inneren Versöhnung des deut­
schen Volkes" führe dahin, die Verbrechen 
der nationalso21ialastiischen Herrschaft zu 
verharmlosen und di,e historische Bedeu-

Reichsbanner verurteilt 
Gewalttätigkeiten der ApO 

In e1iner am Dienstag den 27. 6. rn 
Frankfurt veröffentlichte,n Erklärung hat 
der Ortsverein des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Goild ,die bei Demonstrationen der 
Antiparlamentarischen Opposition und 
sonstiger antidemokratischer Kräfte ver­
übten Gewalttätigkeiten verurteilt. Der 
Ortsverein in seiner Verlautbarung: ,,Es 
geht den terroristischen Gruppen alle·in 
darum, durch Sachbeschädigung und son­
stige Provokationen Aufruhr zu ·inszenie­
ren, die demokratische Rechtsordnung zu 
untergraben und den demokratischen Staat 
zu zerschla,gen". 

Das Reichsbanner hilligt den „angemes­
senen Einsatz" von Polizei bei „antidemo­
kratischen" Aktionen der ApO. Nur durch 
Sicherheit im Staat könnte•n Reformen ver­
wirkliicht werden, die eine ·Entfaltung der 
freiheitlichen Demokmtie möglich machten. 
Die Frankfort>er Polizei hohe ihre Aufga­
ben vorbildlüch erfüllt. 

' tung der innerdeutschen Opposi,tion ge-
gen Hitler zu relativieren. Da,s Rechtsem­
pfinden, so fohr von Schwerin fort, sei 
derart verschwommen geworden, daß es 
allgemein üblich geworden se1i, di,e Nach­
kriegsurteile gegen Na21ivenbrecher als 
Racheakt und die Gesetze, nach denen 
sie gefällt worden seien, als ad-hoc-Ge­
setze herabzuwürdigen. 

Der Sprecher kündigte an, die Aktionen 
der Akitiionsgeme,inschaft 20. Juli 1944 
würden nicht spektakulär sein. Die bis­
herige finanzielle Unterstützung wirke be­
schämend, wenn man sie mit den Mitteln 
vergleiche, die neofaschistischen Organi­
sahonen zur Verfügung st.ünden. Die Ak­
t ionsgemeinschaft will sich zum 25. Jahres­
tag des 20. Juli der OffenHichkeit durch 
Zeitungsanzeigen vorstellen und e,ine Bro­
schüre verteilen, die ,in provo21ierender 
We,ise die konkreite Idee des politischen 
Widerstands zur D1i,skussion stellen w,ill. 

Das „Hilfswerk 20. Juli 1944", mit dem 
die Aktionsgemeinschaft eng zusammen­
airbeitet, will am 19. Jul i an der Hin­
richtungsstelle Plötzensee in Berlin eine 
Gedenkstunde veranstalten, bei der Bun­
despräsident Heinemann seine erste öf­
fentliche Rede halten werde. Eine zweite 
Veranstaltung der Stiftung, bei der Karl 
Zuckmayer sprechen wird, findet am 20. 
Jul,i ,in der Stauffenberskaße ,in Berl-in, der 
ehemaliigen Bendlerstraße, statt. Der neue 
Vorsitzende der Stiftung Hilfswerk, Fritz 
Sänger, der an die Stelle des vor zwei 
Monaten gestorbenen 6mil Henk getreten 
•ist, ,erklärt,e nach einer Tagung der Organ i-
sqrhion, dli·e ;hi storische 1 6rforschung des, 
deutschen W 1idersta,ndes habe erst in den 
letzten Jahren wirklich begonnen. 

Nationalismus 
ist Gift für unser Volk 

,,Maßgebende fänpe1itscher der ,EI Fa­
tah' waren einst Hitlers Helfershelfer im 
arabischen Raum zur Vorbe,reitung der 
foschistischen Ausdehnung im Nahen 
Osten. Die jetZirgen Aktionen des Sozia-
1 istischen Deutschen Studentenbundes (SDS) 
und der ,EI Fatah' bei den terroristischen 
Vorgängen an den Universitföen in Frank­
furt und Hamburg erinnern uns drastisch 
an den SA- und SS-Terror in der Zeit der 
We1imarer Rrpublik. Wir fordern daher die 
verantwortlichen Politi1ker und die zustän­
digen Behörden a1uf, Sofortmaßnahmen zu 
ergreifen, damit die ,Bundesrepubl,ik nicht 
dem gle,ichen Sch,icks,al zusteuert wie die 
Weimar-er Republik ." So heißt es in einer 
Entschließung des Bundesvorstandes des 
„Re•ichsbanners Schwarz-Rot-Gold, Bund 
aktive r Demokraten e. V.", die auf ei­
•ner Sitzung in 1Frankfurt verabschiedet 
und der Presse übergeben wurde. 

„D,ie Angehörigen der EI Fa,ta1h" - so 
heißt es in der Entschließung weiter - , 
„als einer ausländischen Untergrund- und 
Terrororganisation, müssen aus der Bun­
desrepubl,ik ausgewiesen werden . Die 
Duldung ihres offenen terroristischen Auf­
tretens in der Bundesrepublik schadet un­
serem Staat nicht nur in der Weltöffent­
lichkeit, sondern läßt die Menschen in • 
der Bundesrepublik auch an den Willen 
zur Selbsterhaltung unserer Demokratie 
zwe1ifeln. Die Fortdauer der terror,is1iischen 
Aktionen der SDS und die ständig•en Auf­
rufe zu staatsfeindlichen Aktionen, die un­
behell,igt vorbereitet werden dürfen, las­
sen eine kleine terroristische Gruppe als 
pivilegierte Klasse entstehen, die sich auf 
Kosten de•r Demokratie eine Machtstel­
lung aufbauen kann. Wir fordern des-· 
halb die Anwendung der verfossungsmä­
ßigen Mittel zur W ,iederherstellung der 
gleichen Rechte fur alle, wir fordern die 
Wiederherstellung des Vertrauens der Be­
völkerung in den Selbsterhaltungswillen 
unseres demokratischen Staates." 

Reichsbanner und SPD-eine gute Erklärung 
Zu Äuße,rungen des CSU-Vorsitzen.den Franz Josef Strauß über den angeblich ge­

planten Eiinsatz dies Reichsbanners als „Schutztruppe der SPD" stellte ein Sprecher des 
S·PD-Vorsta1ndes am 13. 6. fest: 

„Die Behauptungen des CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß sind unzutreffend. Das 
Reichsbanner ist nach seinen Statuten eine überparteiliche Organisation. Dem Reichs­
banner, das sich selbst als „Bund aktiver Demokraten" bezeichnet, gehören Mitglieder 
und Anhänger sämtlicher deutscher demokratischer Parteien und der Gewerkschaften 
an. Dies schließt eine Betätigung als „Schutztruppe oder Hilfstruppe11 einer einzelnen 
Partei selbstverständlich aus. Vielmehr hat diese Organisation selbst ihre Aufgabe 
eindeutig dahingehend definiert, möglichst viele Mitbürger von der Notwendigkeit 
eines Engagements für unseren demokratischen Rechtsstaat und gegen seine Bedrohung 
von rechts oder links zu überzeugen." 

II. Bundeskonferenz 
des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 

Bund aktiver Demokraten e. V. 
18. und 19. Oktober 1969 in Bonn - Beuel 

Wählt die Delegierten und spart für die Teilnahme 
an der Bundeskonferenz 



Diskussions-Tribüne 
Vom common sense bis zum common 
purpose 

„Diese hochintelligente Uberschrift ist 
die erste Frucht ,unserer Bildungsarbeit. Der 
Artikel „Demokratie und Sachverwaltung" 
in unserer Mai-Ausgabe ist uns durch die 
Redaktion als „ausgezeichnete Diskussions­
grundlage für unsere Bildungsarbeit" em­
pfohlen worden. Dem hat die letzte Ver­
sammlung der Offenbacher Reichsbanner­
kameraden entsprochen. Das Ergebnis sei 
hier kurz zusammengefaßt: 

Der Auszug aus der Rede des Professors 
von Hentig enthält gewiß allerlei Wahr­
heiten und Erkenntnisse, die sowieso selbst­
verständlich sind. Wenn man sie akade­
misch verbrämt, klingen sie natürlich sehr 
viel gescheiter. Wer mangels eines 12-
Semesterstudiums ganze Absätze dieser 
Ausführungen nicht versteht, dem ist er­
laubt, ehrfurchtsvoll zu staunen. 

Wir erfahren also, daß in unserer „in­
terdependenten und hochrationalisierten 
Gesellschaft Demokratisierung die Auflö­
sung unöffentlicher Herrschaft ist." Demo­
kratie sei selbst eine Demokratisierung. 
Vor allem wird dabei 11 eine sich verabsolu­
tierende Sachverwaltung durch den com­
mon sense kritisiert und wieder in den 
common purpose einbezogen". 

Da die Durchsetzung solcher Demokrati­
sierung ohne Lernprozeß nicht möglich ist 
- so Prof. von Hentig -, ,bringt er uns et­
was dümmlichen Laien die näheren Einzel­
heiten bei. Wir erfahren, daß „die institu­
tionelle Form des permanenten Aufruhrs 
die direkte Dauerentscheidung in dauern­
der Direktkompetenz" ist. 

Nachdem wir uns mit Hilfe dieser und 
noch weiterer gescheiten Ausführungen 
von Prof. von Hentig haben bilden fos­
sen, sind wir inzwischen · ein wenig klüger 
geworden. Ganz unakademisch stellen wir 
fest, daß der Herr Professor an seinem 
eigenen Strick gedreht hat. 

Er selbst stellte eingangs fest, daß die 
,,verwissenschaftlichte Welt" in der Sach­
verwaltung durch Sachkenntnis in Wider­
spruch zur Demokratie, zur Herrschaft des 
Laien, gerät. Wenn er zur Selbsterkennt­
nis kommt, daß er mit seinen Ausführun­
gen zu dieser „verwissenschaftlichten Welt" 
gehört im Widerspruch zur Demokratie 
und damit am eigenen Strick hängt, dann 
wäre schon wieder ein Stückchen Demo­
kratie gewonnen, nämlich ganz in dem an­
geführten Sinne: 

Demokratie ist die Herrschaft des Laien 
und nicht der Diktatur von Oberstudierten, 
die sich in immer neuen verwickelteren 
Ausführungen gefallen. 

Wer kann es ihnen aber verübeln, wenn 
heute schon ganze Regimenter Theoretiker 
der Demokratie die Diskussion als Lebens­
existenz betreiben und weitere Regimenter 
sich schon auf der Uni lebhaft auf den Ein­
tritt in diese neue Klasse vorbereiten. Der 
„Laie", der ja eigentlich die Herrschaft 

des Volkes, die Demokratie, darstellen soll, 
stellt unentwegt das Sozialprodukt her, um 
diese neue Klasse zu erhalten, auf daß sie 
sich seiner annimmt in obergescheiten Be­
lehrungen über die Demokratie ... 

England, ein Land ohne Verfassung und 
ohne Berufstheoretiker in Demokratie, übt 
sich seit Jahrhunderten recht und schlecht 
in praktischer Demokratie. Eine Demokra­
tie des Lebens! 

Deutschland, ein Land der Perfektion, 
ein Land der über-Vollkomr:nenheit in 
allem, was es plant, zweifelt mit Hilfe 
seiner zahllosen Berufstheoretiker an der 
praktischen Demokratie, weil es eine per­
fekte Demokratie überhaupt nicht gibt! 
Die akademischen Haarspaltereien en 
detail und en gros (um auch einmal ge­
scheit zu formulieren) werden unsere 
Demokratie noch zu Tode theoretisieren. 

W. Ka,iser 

Anmerkung der Redaktion: Wir bitten 

unsere Leser, die Ausführungen von Prof. 
von Hentig in der Mai-Nummer nochmals 
genau zu lesen und sie dann mit den Zita­
ten und Sinndeutungen im obigen kriti­
schen Artikel zu vergleichen. Der Artikel 
von Prof. von Hentig hat gerade auch 
von „nichtstudierten" Kameraden Zustim­
mung erfahren. Die Diskussion wird fort­
gesetzt. 

Heruntergespielt? 

,,Die Einsetzung eines !Untersuchungs­
ausschußes z.ur Oberprüfung von Vor­
kommnissen, bei denen Korruption ver­
mutet wird, ist eine Angelegenheit, die 
jeder Demokrat nur begrüßen kann, wenn 
sie zur Aufklärung der Angelegenheit und 
z,ur evtl. Verfolgung der Übeltäter führt. 
Soeben hat ein hierfür eingesetzter Aus­
schuß eine solche Angelegenheit abge­
schlossen und im Bundestagsplenum be­
r ichtet. Ich will hier nicht feststellen, ob 
nach meiner Auffassung die A,usschuß­
mehrheit oder -Minderheit mit dem jewei­
ligen Bericht zu zutreffenden Feststellungen 
gekommen ist, sondern a:uf ein Vorkomm­
nis hinweisen, das Aufsehen erregt hat. 
Der Bundestagsabgeor,dnete Kern, der für 
die Mehrheit der Ausschußmitglieder sprach, 
die sich aus Abgeordneten seiner Partei 
und einer anderen Partei zusammensetzte, 
fand nicht die Zustimmung der offiziellen 
Sprecher seiner Fraktion, ja die tadelnden 
Bemerkungen eines dieser Sprecher, so­
wohl an die Ausschußmehnheit und Min­
derheit geni,chtet und in eine ollgemeiine 
Form gekleidet, waren erstaunlich. Kern 
und seine politischen Freunde standen al­
lein. Warum dieser Tadel, dieses ,,Ab­
rücken" erfolgte, darüber hörte man eine 
geschickte Begründung. Aber sie befrie­
digte nicht; man vermutete die Absicht -
und ist verstimmt. Oas ist auf jeden Fall 
meine Meinung." 

W. Demuth 

Einäugig 

,,Es ist etwas Merkwürdiges mit der Kri­
tik und der politischen Objektivität. Ein 
Mensch, der sich über den Vormarsch des 
Herrn von Thadden und seiner Mannen 
besorgt zeigt und den es verblüfft, daß 
es in einer Demokratie unbeanstandet 
möglich ist, daß braune Helden vor den 
Hinrichtungsstätten von Kriegsverbrechern 
in Landsberg Gedenkstunden abhalten, ein 
Mensch, der darüber sinnt,daß eine Kom­
munalverwaltung unserer Tage braunen 
Brunnenvergiftern Säle zur Verfügung stellt, 
daß Richter - im Weigerungsfalle - diese 
Säle weithin öffnen, sollte unbedingt auch 
darüber ,Empörung zeigen, daß Studenten 
unverständliche Dinge tun. Sonst macht er 
sich verdächtig. Ein Mensch, der Fehlent­
scheidungen der Jugend anders beurtei lt 
ab die bewußte Strategie der NPD, gilt 
als besonders verdächtig; er ist auf dem 
linken Auge blind, heißt die gängige Vo­
kabel. Simmt das? Wer beide Augen zum 
Sehen nutzt, sollte erkennen: Die Gefahr, 
die von wohlhabenden bartlosen und kon­
ventioneMen Neonazis in unserer Wohl­
standsgesellschaft ausgeht, ist unvergleich­
lich viel größer als der Einfluß linker ,,Re­
voluzzer". Gegen Bartträger, die außer­
halb bürgerlicher Konvention und Konfek­
t ion marschieren, ruft die Mehnheit nach 
dem Knüppel, wie Franz Josef Strauß, 
möchte sie jeder liebend gern zum Baden 
und Rasieren zwingen. Gammler und Bart­
träger haben den Bürger von Hause aus 
gegen sich. Wenn der glattrasierte Thad­
den im weißen Mercedes durch die Straßen 
rollt, findet er im tiefsten Herzen des Bür­
gers Verständnis. T1haddens platte Voka­
beln erfordern kein Denkschema, sind sim­
pel und einleuchtend: Ruhe und Ordnung, 
Todesstrafe und Sauberkeit. Welcher deut­
sche Bürger möchte da nicht jubelnd z•u­
sl immen? Vergessen wir nicht: Himmler und 
Hitler, Heydrich und Göbbels waren gfott 
rasiert, gewaschen und gekämmt - sie 
warfen keine Farbeier und wurden auf­
genommen in die Gemeinschaft der Bürger, 
Pastoren ,und Richter. Der Führer wohnte 
auf dem Obersalzberg und in den Herzen 
aller Deutschen . . . Hitler - so schwor 
er vor dem Reichsgericht - wollte lega l 
an die Macht, und die Demokratie hat es 
gesegnet. Mehr will Herr von lihadden a,uch 
nicht, und geschossen hat bisher nur Josef 
Bachmann, der das Bild Hitlers tief im 
Herzen trug." 

(Horst Cornelsen in -Berliner Stimme -
SPD - Nr. 25/19) 

Werbt neue Kameraden ! 
Gründet neue Ortsvereine 

und Stützpunkte ! 

Beachtet hier:w unsere Mitteilungen : 
,,Avis der Organisation- für die Üf"lganisa­
tion," in Nr. 4 (April 1969) unseres Blattes. 



Mitteilungen 
des 
Bundesvorstand es 
deri: ~ ~ 
Landesverbände: 
und Ortsvereine 
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Bremen/Weser-Ems 

Die Geschäftsstelle befindet sich bei 
dem Landesv:orsitzenden Dieter Wester­
mann, 28 Bremen, Plettenberger Weg 18 
Telefon 0421 - 44 07 33. 

Am Tag der Deutschen Einheit wunde in 
Verdenf,Aller die De,leg1iertenkonferenz 
des Landesverbandes durchgeführt. Neben 
dem Benicht über die leitzte erweiiterte 
Bundesvorstandssitz,ung wurde über die 
Vorbereitungen zur II. Bundeskonfierenz 
in Bonn-Beuel bereiten. Ein besonders In­
teresse fand die öffentliche Behauptung 
des CSU-Vorsitzenden Strauß, das Reichs­
banner sei eine Schutztnuppe der SPD, 
obwohl das Reichsbanner sowohl nach sei­
nen Statuten wie in der Pra:x,is als auch 
nach seiner Tmdiifiion ein überparteilischer 
Bund i1st. D.i,e Konferenz war e,inhellig der 
Auffossung, daß di.e Außeirun1g des CSU­
Vorsitzenden bestenfolls ,a,urfigrund der 
bayerischen Vorgänge hinsichtl1ich der EX!i­
stenz eiines CSU-W,ahlkampfschutzes als 
eine Schutzbehauptung zu werten ist. D,ie 
Delegierten forderten den Bundesvorstand 
auf den unrichtigen Behauptungen Strauß' 
mit aller Entischiiedenheit enitgegenzutreten. 

Bremen 

Zu der aim 9. A1ugust stattfindenden Mit­
g~iederversaimmlung geben wi~r nähere Ein­
zelheiten durch besondere.s Rundschre1iben 
bek,annt. 

Bremen - Stadtkreis Ost 

Sonntag, 3. Augu,st 10.15 Uhr Tischge­
·spräch mit 1Freun1d'en ,i,n der Gasitstätte 
V.e,rdenerstraße. 

Bremen - Jugendbund 

Zum e,rst,en Gruppenabend nach unserer 
Urlaubsfohrt wird besonde,rs eingeladen. 

Verden/Aller 

Sonnabend, 9. Aiugust pünktl. 19.30 Uhr 
Mitgl,i,ederversammlung .in der Gaststätte 
,,Schwarzer Bär" Breme,rstraße. 

Hessen 

Frankfurt 

Sa1mstag dem 16. 8. 1969, pünktl. 15 Uhr 
Mitgliederversa:mmlung im „Bornheimer 
Rotskeller" Tagesordnung: 1. Was können 
wir 1i,m lnte•resse des deimokrotischen Sta.a­
tes beim Bunide,sfiag·sw,a,hlkampf tun? 
2. Wahl der Delegierten zu,r II. Bundes­
konfe.11enz om 18. und 19. 10 1969 ·in Bonn­
Beuel 

Nordrhein-Westfalen 

Abrechnunge,n der Ortsvere,i,ne, Stütz­
punkte und de,r finzelmitgli,eder mü,ssen 
über den Landesve,rbaindska1sS1ierer Adolf 
Prangenbe,rg, 53 Bonn, Flensbur.ger Str. 68 
gehen. Girokonto der Stödt. Spark~sse 
Bonn Nr. 76422 (Adolf Prangenberg w/ 
Reichsbanner). Alle Zuischriften den Lan­
desverband betreff,end, gehen an August 
Kerge,r 53 Bonn, Nikolousstraße 17, Tele­
fon 0221 - 22 97 15 i(aibends) Es wii1rd 
dringend u,m gut,e Heitmgskassie1rung und 
regelmäßi,ge Abrechnung 01n den LV ge­
beten. Die Deleg1i1e,rtenz,a,hl zur Bundes­
konferenz 1i1st hiervon abhängig. 

Leverkusen 

Samstag, 9. August, 19.15 Uhr Mitglie­
derversammlung be1im Kameraden Karp, 
Gastiha1uis Petersbergstr. 41. Ta,g,esordnung: 
Die II. Bundeskonferenz in Bonn-Beuel mit 
Wahl der Deleg1i1e<rten und organisatorische 
Fragen. Es ist Gelegenheit zu1r Be~trag5-
zahl,u ng. Im Anschluß an unisere Versamm­
lung findet •ein geselliiiges Beisammensein 
mit Familienangehörigen statt. 

Bonn 

Am 20. Jul1i ehrten die Bonner Kamera­
den die Opfer des Faschi5mus durch e1ine 
Kranzni-ede1rlegung am Ma1hnma,I im 
Stadtgarten. Zur nächsten Versctmmlung 
wird wiederum durch Rundschre·iben be­
sonders eingeladen. 

Krefeld 

Alle ehemaligen Kornemden und neue 
Freunde, die dem Bund wiiede,r beitreten 
wollen, wenden sich a,n Albert Machest, 
414 Krefeld, Prinzenberstr: 111, Telefon 
6 43 95 oder Johannes D1i1rckes, 415 Kre­
feld, Schne1iderst.r. 70, Telefon 2 61 07. 

Paderborn 

Neue Freunde melden sich beim Stütz­
punktleiter Josef W 1eiß, 479 Paderborn, 
Ansgarstraße 26. 

Wuppertal 

Alle Zuschr,i,ften 01n W. Kl,uge, 56 Wup­
pertal-Elberfe,ld, Ue,lleinbergplatz 4. 

Ratingen 

Alle Zuschnitten für den Stützpunkt an 
W . Kaynig, 403 Ratingen, Am Osfibahn­
hof 10. 

Dortmund 

Ehemaligen Kameraden und neu,e Freun­
de aius den Reg.-Bez. Münste,r u.nd Arns­
be,rg melden siich be,i P-a,ul Höbene,r, 46 
Dortmund, Bruderwe,g 9, Tel. 52 76 88/99. 

Düsseldorf 

frühere Kameraden und neue Freunde 
wenden sich an Dr. Mi·ddelha1ufe, 4 Düssel­
dorf-Oberkassel, K,aiser-Fr-i1edrich-R1ing 68, 
Telefon 5 22 64. 

Leichlingen 

Zuischniiften für den Stützpunkt a,n Her­
bert Grafe, 5672 Leiichl1ingen, Gmfenber­
ger We,g 9. 

Fragen an manchen Ortsverein: 

• Ftin.den regelmäßig Mitgliireder- und son­
sfli'.ge Versamml,ungen statt? 

• Wird zu den Versa.mmlvngen schrift­
lich und im Versammlungskalender der 
örtlichen Ze,itungen e11ngeladen? 

• Werden die Beit-räge pünkl,ich bezahlt 
oder kassiert, vnd besteht zur Erle1ich<te­
rung der Zahlung ein Gi,rokonto be,i 
e,inem Geldinst-itut? 

• Werden die Be1iträge pünktlich, je nach 
den vorgesehe,nen Regelungen, über 
den Landesverband oder den Bunde,s­
vorstand di,re~t abgerechnet? 

• Wieviiel bezahlte Zeitungen werden be­
zog•en und könnten es nicht me1hr sein? 

• Was geschieht bezügliich der Mitglie­
derwerbung? 

• Welche Folgerung,en wurden bisher 
schon aus den in der Apnil-Nummer 
unse,res Blattes veröHentllichten vielen 
Anregungen für die prakti,sche Arbeit 
gezogen? 

überprüft bitte den Stand der örtlichen 
Organisation und sorgt für Abhilfe dort, 
wo die vorstehend gestellten Fragen un­
befriedigend beantwortet werden müssen. 

Berichtigung 

Im Leitartikel in Nr. 6 wurde w ieder- • 
holt vom „Wahltermin 9. November" ge­
sprochen; selbstverständl ich muß es hei­
ßen: 28. September. Am 9. 11 . 1969 f inden 
nur die Kommunalwa1hlen in Nordrhein­
Westfalen statt. 
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Wie in den vergangenen Ja·hren erscheint 
für die Monate Juli und August nur die 
vorliegende Nummer unseres Blattes. Bei­
träge für die Septembernummer werden 
möglichst bis Ende Aug1ust an die Redak­
tion erbeten. Das betrifft auch den Ver­
sammlungskalender. 
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